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Sachverhalt:

Mit Datum vom 18.05.2025 hat die SPD-Fraktion den beiliegenden Antrag nach § 2 
der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Wegberg 
eingereicht.

Hierin wird beantragt, eine zweite Streetwork-Stelle zu schaffen.

Originär zuständig für die offene Jugendhilfe ist das Kreisjugendamt Heinsberg. 
Obwohl eine sachliche Zuständigkeit der Stadt Wegberg fehlt, haben sich Rat und 
Verwaltung bereits 2010 dazu entschieden, eine Stelle im Bereich Streetwork zu 
schaffen. Als Grundlage für die Arbeit diente ein Konzept, das von der damaligen 
Sozialarbeiterin in Zusammenarbeit mit der Verwaltung erarbeitet wurde. Ziel war es, 
eine Stelle zu schaffen, die zwischen Jugendlichen und Erwachsenen vermitteln 
kann und problembehaftete Stellen aufsucht und versucht, Jugendlichen in stark 
belasteten Situationen eine Perspektive zu bieten. Als Ziel wurde seinerzeit eine 
„Vermittlung in professionelle Beratungsangebote“ wie Drogen- und 
Obdachlosenhilfe ausgerufen. Das Angebot sollte also sehr niedrigschwellig sein.

Am 02.05.2011 wurde eine Streetworkerin eingestellt, die bereits im Herbst 
desselben Jahres ein Konzept vorgelegt hat, auf dessen wesentlicher Grundlage 
noch heute gearbeitet wird. Seit 2019 wird die Stelle von Frau Wernery ausgefüllt, 
die im Sozialraum gut vernetzt ist und in vielen Bereichen mit Kooperationspartnern 
(Schulsozialarbeit, Jugendzentrum Katho, Jugendamt usw.) zusammenarbeitet. 
Insbesondere die Einzelfallhilfe und der erlebnispädagogische Bereich wurden von 
Frau Wernery durch zusätzliche Angebote stark erweitert.

Die nun im Antrag der SPD-Fraktion festgestellten Probleme, die auch von der 
Streetworkerin in ihren Jahresberichten so dargestellt werden, führten bereits 2010 
zu den Überlegungen, eine Streetwork-Stelle einzurichten. Insoweit hat sich hier 
leider wenig verändert. Neu hingegen ist die Intensität des Drogenmissbrauchs, die 



aber -auch auch nach Aussage der Polizei- im Vergleich zu den Nachbarkommunen 
in Wegberg nicht überdurchschnittlich ausgeprägt ist. Auch die im letzten Bericht der 
Streetworkerin dargestellte zunehmende Bewaffnung mit Messern ist ebenfalls kein 
Alleinstellungsmerkmal für Wegberg, sondern eher eine bundesweit festzustellende 
Tatsache.

Kennzeichnend für Streetwork ist die aufsuchende Jugendarbeit, die leicht 
zugängliche Hilfsangebote bietet. Im Betätigungsfeld ist jedoch zu beachten, dass 
auch andere Stellen in unserer Stadt spezielle Angebote im Bereich der Jugendhilfe 
vorhalten, die auf bestimmte Zielgruppen oder Problemlagen ausgerichtet sind. Dies 
sind AWO, Jugendheime, Familiengrundschulzentrum, Jugendamt und 
Schulsozialarbeit. Diese Angebote sind auf die jeweiligen Bedürfnisse der einzelnen 
Personenkreise abgestimmt und werden auch durch entsprechende Fachkräfte 
betreut. Eine gute Nutzung der bestehenden Angebote ist daher sinnvoll, um eine 
Überlappung zu vermeiden und die Ressourcen effizient zu nutzen. Um die 
Angebote untereinander besser zu koordinieren, ist vom Kreisjugendamt ein 
Gesprächskreis initiiert worden, in dem die wesentlichen Akteure im Bereich der 
Jugendarbeit eingeladen sind. Dieser „Wegberger Zirkel“ hat sich bereits an zwei 
Terminen getroffen und hat zum Ziel, die Jugendarbeit unter Einbindung aller 
Beteiligten in Wegberg besser zu koordinieren.

Ein weiterer wichtiger Punkt neben der aufsuchenden Jugendarbeit ist die 
Einzelfallhilfe, die ebenfalls originäre Aufgabe des Kreisjugendamtes ist und die 
durch die Jugendamtsumlage durch die Stadt mitfinanziert wird. Für individuelle 
Unterstützung und Beratung bei besonderen Problemlagen ist das Kreisjugendamt 
die zuständige Stelle. Es ist wichtig, dass diese Aufgaben dort verbleiben, um eine 
fachgerechte und koordinierte Betreuung sicherzustellen.

Im Gegensatz zur öffentlichen Jugendhilfe, zu deren Pflichtaufgabe die offene 
Jugendarbeit gehört,  ist bei freiwilligen Angeboten der Stadt auch immer die 
finanzielle Situation zu berücksichtigen. Die Ressourcen sind begrenzt und eine 
zusätzliche Stelle würde erhebliche personelle und damit auch finanzielle Mittel 
erfordern. Ohne eine gesicherte Finanzierung und eine klare Zuständigkeit ist eine 
nachhaltige Umsetzung aber nicht möglich. Die derzeitige Arbeit hat dem 
zuständigen Fachbereich, der koordinierte und umfassende Jugendarbeit (wie im 
Jugendamt) alleine aufgrund der Personal- und Aufgabenstruktur nicht leisten kann, 
auch gezeigt, dass Jugendarbeit außerhalb der vorgesehenen Strukturen nur 
begrenzt leistbar ist.

Die Bedeutung der offenen Jugendarbeit in unserer Stadt wird von allen Beteiligten 
anerkannt. Es ist jedoch aus den genannten Gründen notwendig, die bereits 
bestehenden Strukturen intensiv zu nutzen und für einzelne Probleme, 
gegebenenfalls gemeinsam mit dem Jugendamt und anderen Akteuren, nach 
Lösungen zu suchen, die den Bedarf decken, ohne die vorhandenen Ressourcen zu 
überfordern.

Aufgrund der fehlenden Zuständigkeiten und Strukturen und vor dem Hintergrund der 
derzeitigen Haushaltslage schlägt die Verwaltung daher vor, keine zweite Stelle in 
diesem Bereich einzurichten.



Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Bildung, Integration, Soziales, Kultur, Demographie und Sport 
schlägt dem Haupt- und Finanzausschuss angesichts der Haushaltslage vor, den 
Antrag auf Schaffung einer weiteren Stelle „Streetwork“ abzulehnen.

Kosten und Finanzierung:

Durch den Beschluss entstehen keine unmittelbaren Kosten.

Alternativen:

Alternativen werden von der Verwaltung nicht vorgeschlagen.

Anlage/n:

Antrag der SPD-Fraktion  vom 18.05.2025

Unterschrift d. federführenden Fachbereichsleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Pint FBL 202
Gez. Karneth Erste Beigeordnete
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Herrn Bürgermeister 

Christian Pape 

Rathaus 

41844 Wegberg 

 

 

Wegberg, den 18. Mai 2025 

 
Antrag gem. § 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse 
 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
 
die SPD Fraktion im Rat der Stadt Wegberg stellt den Antrag zur Einstellung einer*s weitere*n 

Streetworker*in- für den Bereich der Jugendarbeit. 

Begründung: 

Die Streetworkerin Frau Birthe Wernery leistet in diesem Bereich großartige Arbeit, weit über 

das normale Maß hinaus. Der in der BISKDS-Sitzung am 11.03.2025 vorgestellte Bericht von 

Frau Wernery machte allerdings nochmals deutlich wie vielseitig und vielschichtig die 

Aufgaben der aufsuchenden Jugendarbeit in Wegberg sind und welche Herausforderungen es 

zu bewältigen gilt.  

Verschiede Studien belegen, dass die Corona Pandemie insbesondere auf Kinder und 

Jugendlichen massive Auswirkungen hatte, weil unter anderem die sozialen Kontakte nahezu 

vollständig weggebrochen sind. (siehe auch COPSY-Studie der Universitätsklinik Eppendorf) 

Dies hat immer noch Auswirkungen psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen. 

Insbesondere junge Menschen ohne einen starken sozialen Rückhalt sind von den 

mangelnden Perspektiven, wie fehlender Wohnraum oder fehlenden, bzw. verlässlichen 

ÖPNV-Anbindungen zu Arbeitsplätzen, Fachärzten und Beratungsstellen betroffen.  

Die auch schon vor der Corona-Pandemie in Wegberg festverankerte Drogenszene nimmt aus 

verschiedenen Gründen mittlerweile beunruhigende Ausmaße an. Hier besteht die Gefahr, 

dass Kinder und Jugendliche in Situationen geraten, die sie alleine nicht bewältigen können 

(wie z.B. Drogenmissbrauch) und so immer weiter in eine psychische und körperliche 

Abhängigkeit abgleiten. Sie brauchen verlässliche Anlaufstellen unabhängig von 

Urlaubszeiten. 

Zeitgleich berichtet Frau Wernery in ihrem Bericht von einer steigenden Zahl von jungen 

Menschen die Waffen bei sich führen. Umso wichtiger ist es, dass insbesondere in den 

Abendstunden die aufsuchende Jugendarbeit auch zu zweit stattfinden kann.  

 

Geschäftsstelle: Hauptstr. 45, 41844 Wegberg 

Internet: www.spd-wegberg.de 

E-Mail: fraktion@spd-wegberg.de  

Telefon: 0163 - 9644763 

SPD-Fraktion Wegberg, Hauptstr. 45, 41844 Wegberg 
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Die SPD ist der Auffassung, dass in diesem Zusammenhang ein frühzeitiges und präventives 

Tätigwerden unbedingt erforderlich ist, um eine Verschärfung der derzeit noch 

überschaubaren Situation zu verhindern. 

Durch die sehr gute Jugendarbeit in den beiden Jugendzentren und den Vereinen können nur 

Jugendliche angesprochen werden, die von sich aus den ersten Schritt machen. Jugendliche 

mit Problemen, die sich zurückziehen, können mit diesem Angebot nicht erreicht werden. 

Umso wichtiger ist es mit der aufsuchenden Jugendarbeit die Jugendlichen dort zu erreichen, 

wo sie sich aufhalten, langfristig Kontakt aufzubauen und Vertrauen zu schaffen.  

Der Ausbau von vereinsungebundenen Angeboten für Jugendliche wäre wünschenswert.  

 

Freundliche Grüße 

 

 

 

 

Mark Bonitz 

Fraktionsvorsitzender 
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